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Mündlicher Bericht 

dea Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 

— Drucksachen 317, 1816, 1912 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Arndgen 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 116. Sitzung am 
20. Mai 1960 beschlossene Gesetz zum Schutze der arbeitenden 
Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz) — Drucksachen 317, 1816 — 
wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Be- 
schlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 30. Juni 1960 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Arndgen 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 


1. § 1 Abs. 2 Nr. 3 

§ 1 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen. 

2. § 13 Abs. 4 (neu) 

§ 13 wird durch folgenden neuen Absatz 4 er- 
gänzt: 

„(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
finden auf Personen, die über 18 Jahre alt und 
noch berufsschulpflichtig sind, entsprechende 
Anwendung." 

3. § 18 Abs. 2 und 4 

a) In § 18 Abs. 2 ist folgender neuer Satz 3 
einzufügen: 

„Mindestens jeder zweite Sonntag muß be- 
schäftigungsfrei bleiben." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

b) § 18 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen. 

Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 
2 und 3. 

4. § 19 Abs. 3 

In § 19 Abs. 3 werden die Worte „oder, wenn 
die Beschäftigung während des Kalenderjahres 
beginnt, zu Beginn der Beschäftigung" gestri- 
chen. 

5. § 27 Abs. 2 Satz 1 

§ 27 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Jugendliche, die in die häusliche Gemeinschaft 
aufgenommen sind, dürfen an Sonn- und ge- 
setzlichen Feiertagen nur mit laufenden Arbei- 
ten bis zu drei Stunden, längstens bis 14 Uhr, 
beschäftigt werden." 

6. § 38 Abs. 1 

§ 38 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen mit 

1. Akkordarbeit und sonstigen Arbei- 
ten, bei denen durch ein gesteigertes 
Arbeitstempo ein höheres Entgelt er- 
zielt werden kann, 

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem 
Arbeitstempo 

ist verboten." 


7. § 39 Abs. 1 Nr. 1 

§ 39 Abs. 1 Nr. 1 wird eingangs wie folgt ge- 
faßt: - 

„1. für Personen, die wegen einer Straftat nach 
§ 109 h — im Land Berlin nach § 141 in der 
Fassung des Zweiten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vom 6. März 1953 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 42 ) §§ 170 d, . . ." 

8. § 42 Abs. 1 

In § 42 Abs. 1 wird der letzte Halbsatz 

„ , sofern nicht die Erkrankung von dem Kind 
oder dem Jugendlichen vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden ist" 
gestrichen. 

9 § 45 Abs. 1 

§ 45 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit der Beschäftigung eines Jugend- 
lichen darf nur begonnen werden, wenn 

1. er innerhalb der letzten zwölf Mo- 
nate von einem Arzt untersucht wor- 
den ist und 

2. eine von diesem Arzt ausgestellte 
Bescheinigung demjenigen, der den 
Jugendlichen beschäftigen will, vor- 
liegt." 

10. § 46 

§ 46 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 46 

Durchführung der Untersuchungen; 
Bescheinigungen und Mitteilungen 

(1) Die ärztlichen Untersuchungen haben sich 
auf den Gesundheits- und Entwicklungszustand 
und die körperliche Beschaffenheit, die Nach- 
untersuchungen außerdem auf die Auswirkun- 
gen der Arbeit auf Gesundheit und Entwicklung 
des Jugendlichen zu erstrecken. 

(2) Den Untersuchungsbefund hat der Arzt 
schriftlich festzuhalten. Falls er eine Nachunter- 
suchung angeordnet hat (§ 45 Abs. 3) oder falls 
er die Gesundheit des Jugendlichen durch die 
Ausübung bestimmter Arbeiten für gefährdet 
hält, hat er dies gleichzeitig zu vermerken. 

(3) Der Arzt hat den Eltern oder dem Vor- 
mund des Jugendlichen das wesentliche Ergeb- 
nis der Untersuchung schriftlich mitzuteilen; in 
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der Mitteilung hat er die Anordnung einer 
etwaigen Nachuntersuchung (§ 45 Abs. 3) und 
die Arbeiten, durch deren Ausübung er die Ge- 
sundheit des Jugendlichen für gefährdet hält, 
zu vermerken. Er hat außerdem eine für den 
Arbeitgeber bestimmte Bescheinigung darüber 
auszustellen, daß die Untersuchung stattgefun- 
den hat, und darin die Arbeiten zu vermerken, 
durch deren Ausübung er die Gesundheit des 
Jugendlichen für gefährdet hält." 


11. § 47 

§ 47 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 47 

Aufbewahrung der Bescheinigungen 

(1) Der Arbeitgeber hat die Bescheinigung 
aufzubewahren und der Aufsichtsbehörde sowie 
der Berufsgenossenschaft auf Verlangen zur 
Einsicht vorzulegen oder einzusenden. Wechselt 
der Jugendliche während des Laufes der Nach- 
untersuchungsfrist (§ 45 Abs. 1 bis 3) den Ar- 
beitgeber, so ist die Bescheinigung dem neuen 
Arbeitgeber auf dessen Verlangen und Kosten 
unverzüglich auszuhändigen. 


(2) Enthält die Bescheinigung des Arztes 
einen Vermerk über Arbeiten, durch deren 
Ausübung er die Gesundheit des Jugendlichen 
für gefährdet hält (§ 46 Abs. 3), so darf der Ju- 
gendliche mit solchen Arbeiten nicht beschäftigt 
werden, es sei denn, daß die Aufsichtsbehörde 
die Beschäftigung, gegebenenfalls unter be- 
stimmten Auflagen, im Einvernehmen mit einem 
Arzt ziiläßt." 

12. § 67 Abs. 1 Nr. 1 

In § 67 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „oder § 18 
Abs. 4 Satz 1, 3 oder 4 über die sonstige Frei- 
zeit" durch die Worte „oder § 18 Abs. 4 über 
die sonstige Freizeit" und die Worte „des § 18 
Abs. 1 oder 4 Satz 2 über die Sonntagsruhe" 
durch die Worte „des § 18 Abs. 1 oder 2 Satz 3 
über die Sonntagsruhe" zu ersetzen. 

13. §68Abs. INr. 5 

In § 68 Abs. 1 Nr. 5 werden nach dem Wort 
„Bescheinigung" die Worte „und über die Be- 
schäftigung" eingefügt. 

14. § 72 Abs. 3 

§ 72 Abs. 3 wird gestrichen. 
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